
SEITE 6 · DONNERSTAG, 14. APRIL 2016 · NR. 87 FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNGStaat und Recht

J
eder hat das Recht, dass sein Pro-
zess vor Gericht in öffentlicher Ver-
handlung entschieden wird.“ So
steht es seit vielen Jahrzehnten in

den Verfassungstexten: im Grundgesetz,
in der Europäischen Menschenrechtskon-
vention und neuerdings in der EU-Grund-
rechtecharta. Heute zeigen Schlagworte
wie „Twitter im Gerichtssaal“, „Live-
stream der mündlichen Verhandlung“,
„Lotterie um die Teilnahme der Presse
im NSU-Prozess“, „keine Geheimjustiz
in der Investitionsschiedsgerichtsbar-
keit“, dass hier eine Grundsatzdebatte
aufbricht. Schließlich hat auch die Justiz-
ministerkonferenz der Länder (JuMiKo)
mit der Einsetzung einer Arbeitsgruppe
auf neuere Kritik an der unzureichenden
Transparenz deutscher Gerichte reagiert
– offensichtlich bestehen Unstimmigkei-
ten zwischen der Sitzplatzverteilung im
Zuschauerraum des Gerichtssaals und
den Informationsbedürfnissen alter und
neuer Medien. Im Ergebnis befürwortet
die JuMiKo freilich nur eine „öffentliche
Übertragung“ von Urteilsverkündungen
der obersten Bundesgerichte in grund-
sätzlichen Verfahren – also eine Art
medienöffentlicher „Ergebnispräsentati-
on“ der Richter. Inzwischen ist zu hören,
dass das Bundesjustizministerium dazu
einen Gesetzesentwurf vorbereitet.

Was bedeutet Gerichtsöffentlichkeit
heute? Reicht es aus, einen (begrenzt)
großen Sitzungssaal zu reservieren,
wenn essentielle wirtschaftliche, politi-
sche oder gesellschaftliche Anliegen ver-
handelt werden? Wäre es nicht vielmehr
richtig, derartige Verfahren (diskret) zu
filmen und der Öffentlichkeit (gegebe-
nenfalls zeitversetzt) via Lifestream im
Internet zur Verfügung zu stellen? Zwi-
schen der Praxis deutscher und interna-
tionaler Gerichte besteht eine deutliche
Diskrepanz: Letztere (etwa der Interna-
tionale Gerichtshof, der Internationale
Seegerichtshof oder der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte) stellen
ganz selbstverständlich ihre Verhandlun-
gen ins Internet. Diese Berichterstattung
wird zunehmend zum Standard; auch im
EuGH wird darüber diskutiert, Verhand-
lungen im Lifestream zu zeigen. Warum
passiert eigentlich nicht dasselbe vor
dem Bundesverfassungsgericht bei poli-
tisch, beim Bundesgerichtshof bei wirt-
schaftlich wichtigen Verfahren? Viel-
leicht ist die vor fast 25 Jahren geführte
Debatte um die Fernsehübertragung des
Honecker-Prozesses heute neu zu beurtei-
len – vor dem Hintergrund anderer Auf-
nahmegeräte, aber vor allem auch ange-
sichts einer wachsenden Öffentlichkeit,
welche das „Fern“-sehen und die „Tages-
schau“ als Informationsmedium schlicht
ignoriert. Oder andersherum formuliert:
Eine Justizberichterstattung, die den Ein-
zug der Richter im Film zeigt und bei der
ein Reporter außerhalb des Gerichtsge-
bäudes vor der Kamera Zeugnis ablegt
von (vermeintlich erlebten) Vorgängen
im Saal, erscheint nicht mehr zeitgemäß
(und war niemals adäquat).

Juristen schauen auf Rechtstexte und
interpretieren Grundrechte im Kontext
zeitgemäßer Entwicklungen – als „living
instruments“. Die Gewährleistung des öf-
fentlichen Verfahrens muss man heute
anders verstehen als vor fast 140 Jahren.
Damals beinhaltete die Öffentlichkeit
der Zivil- und Strafverfahren eine Garan-
tie gegen die Kabinettsjustiz, sie ermög-
lichte bürgerliche Emanzipation gegen-
über der Obrigkeit. Diese Zielrichtung
hat der Öffentlichkeitsgrundsatz heute
nicht mehr. Was bleibt, ist das handgreif-
liche Bedürfnis der demokratischen Ge-
sellschaft nach einer Kontrolle der Drit-
ten Gewalt, die im politischen Prozess ge-
nauso Rechenschaft ablegen muss wie
die anderen Staatsgewalten. Aus dieser
Perspektive ist zu fragen, warum für die
Justiz eigentlich de facto restriktivere
Maßstäbe gelten als für die anderen
Staatsgewalten. Der Öffentlichkeits-
grundsatz fordert eigentlich mehr Trans-
parenz, zumindest jedoch eine stichhalti-
ge Begründung, warum Berichterstat-
tung über die Justiz eingeschränkt wird.
Die internationale Schiedsgerichtsbar-
keit ist in die Kritik geraten, weil sie das
fundamentale Interesse der Öffentlich-
keit nach der Sichtbarkeit und Kontrolle
der Verfahren nicht gewährleistet.

Natürlich hat die Gerichtsöffentlich-
keit Grenzen: weil es um die Gewährleis-
tung eines fairen Prozesses geht, um den
Schutz der Verfahrensbeteiligten, um die
Verhinderung von faktischen Schaupro-
zessen. Es darf auch keine Situation ein-
treten, in der Anwälte und Prozesspartei-
en primär in die Kamera sprechen und
nicht zur Richterbank. Aber: Wie real ist

diese Gefahr wirklich? Bedeutet der
Grundsatz der Öffentlichkeit nicht zu-
nächst ein umfassendes Recht auf Zu-
gang; mithin auch ein Recht auf die Nut-
zung moderner Medien, um sich über Pro-
zesse zu informieren? War eigentlich un-
längst die Feststellung eines Vorsitzen-
den Richters in einem (spektakulären) Zi-
vilverfahren (Apple gegen Samsung) rich-
tig, der sagte, dass das Verfahren vor der
Kammer „zwar öffentlich, aber kein Me-
dienspektakel“ sei. Darf ein Gericht mit
einem derartigen Hinweis die Benutzung
elektronischer Medien im Gerichtssaal
verbieten? War dies eine zulässige Maß-
nahme der Sitzungspolizei? Wohl kaum.
Eigentlich verhält es sich doch umge-
kehrt: Solange elektronische Geräte den

Ablauf der Verhandlung nicht behindern,
können sie benutzt, jedoch nicht verbo-
ten werden. Moderne Öffentlichkeit des
Verfahrens bedeutet mithin auch eine Be-
obachtung des Prozesses mittels moder-
ner Medien, solange diese nicht stören
oder dessen Wahrnehmung verfremden.

Natürlich lassen sich Gefahren nicht
leugnen: „Selfies“ im Gerichtssaal, Filme
mit dem Handy dürfen und müssen unter-
sagt werden. – Aber behindern Kurznach-
richten (tweets), die aus dem Gerichts-
saal gesendet werden, die mündliche Ver-
handlung? In der Regel gewiss nicht. Das
mag jedoch anders sein, wenn Zeugen
aus dem Gerichtssaal über den Verlauf
der Verhandlung informiert (und manipu-
liert) werden oder wenn Zeugen fürchten
müssen, dass die Internet Community
Aussagen zeitgleich kommentiert. Hier
besteht Handlungsbedarf für den Gesetz-
geber, der Leitlinien für unterschiedliche
Verfahren und Instanzen erarbeiten
muss. Die Vorschriften des Gerichtsver-
fassungsgesetzes sind zu modernisieren.
Auch nach künftigem Recht müssen die
Gerichte im Einzelfall differenzieren
und abwägen, um das Öffentlichkeitsprin-
zip mit dem Persönlichkeitsschutz und
dem ungestörten Ablauf des Verfahrens
in Einklang zu bringen. Die Unterbrin-
gung von Zeugen in einem Raum, wo sie
keine Handys nutzen können, mag be-
reits helfen. Und häufig wird den Rich-
tern gar nicht bewusst sein, dass aus dem
Zuschauerraum getwittert wird.

Die restriktive Haltung der deutschen
Gerichte bei der Zulassung elektroni-
scher Medien wird international nicht ge-

teilt. Bemerkenswert ist etwa die Hal-
tung der niederländischen Justiz: Dort
sind elektronische Medien generell zuge-
lassen, ein Verbot kann nur im Einzelfall
erfolgen und bedarf einer Begründung
durch das Gericht. In Amerika wird die
Diskussion um die elektronische Bericht-
erstattung engagiert geführt – jedoch aus
einem anderen Blickwinkel: Dort spricht
man vom „fading court“, vom Verschwin-
den der Justiz aus der öffentlichen Wahr-
nehmung. Sie geht einher mit einem spür-
baren Rückgang von Zivilprozessen – ein
Phänomen, das auch in Deutschland exis-
tiert. Daher ist die Diskussion in Ameri-
ka auch aus hiesiger Perspektive wichtig:
Öffentlichkeit bedeutet nicht nur die Kon-
trolle der Justiz, es geht auch um die Ge-
währleistung der Sichtbarkeit der Justiz
und damit zugleich um die Sicherung ih-
rer Funktion, sprich um die Beilegung
von Konflikten durch das Recht und um
die Schaffung von Rechtssicherheit und
Verlässlichkeit in der öffentlichen Wahr-
nehmung. Schiedsgerichtsbarkeit und Al-
ternative Streitbeilegung werden in den
Vereinigten Staaten heute nicht nur als
eine Bereicherung der Streitbeilegung
verstanden (was sie unstreitig sind), son-
dern zugleich als tendenzielle Schwä-
chung staatlicher Justiz erkannt. Als Ge-
genbegriff zum „verschwindenden Ge-
richt“ diskutiert man das Konzept des „of-
fenen Gerichts“ – mithin die Darstellung

und Wahrnehmung staatlicher Justiz in
der Gesellschaft durch „social media“
und eine weitreichende Transparenz der
Verfahren.

Diese Entwicklung ist an der deut-
schen Gerichtsbarkeit nicht vorbeigegan-
gen. Man denke nur an die zahlreichen
Websites deutscher Gerichte, welche Ge-
bäude, Spruchkörper und Geschäftsver-
teilung präsentieren und Rechtsprechung
online zugänglich machen. Natürlich
sind die Websites der Justiz unterschied-
lich ausgeprägt. Sie sind jedoch der richti-
ge Ansatz zu einer modernen Öffentlich-
keitsarbeit, welche die Dritte Gewalt aus
ihrer Sicht und in der Eigeninitiative der
Gerichte darstellt. Dennoch fehlt ein zen-
trales Element: die mündliche Verhand-
lung, das Rechtsgespräch zwischen Par-
teien und Gericht, der kommunikative
Vorgang der Rechtsfindung, der eigent-
lich den Reiz juristischer Problembewälti-
gung ausmacht. Es ist daher an der Zeit,
ein modernes Verständnis der öffentli-
chen Verhandlung zu diskutieren und zu
erarbeiten – im Interesse der Justiz und
der Rechtsordnung insgesamt. Ein (zeit-
versetzter und gerichtskontrollierter) Mit-
schnitt der mündlichen Verhandlung bei
bedeutsamen Prozessen sollte Standard
moderner Gerichtsöffentlichkeit wer-
den. Dabei sind die Autonomie und der
Persönlichkeitsschutz der Beteiligten im
Verfahren zu wahren. Generell gilt es je-
doch, die mediale Zugänglichkeit der Jus-
tiz zu stärken, um ihre Rolle in Staat und
Gesellschaft zeitgemäß zu spiegeln.
Professor Dr. Dr. h.c. Burkhard Hess ist Direktor des
Max Planck Instituts für Verfahrensrecht in Luxem-
burg.

B
undesjustizminister Heiko Maas
will dem Fernsehen durch eine
Gesetzesänderung ermöglichen,
Urteilsverkündungen der Bun-

desgerichte zu übertragen. Davon kann
man nur dringend abraten. Die Fernseh-
präsenz des Bundesverfassungsgerichts
sollte eine Ausnahme bleiben. Dessen
Richter lassen sich durchaus mit dem
Bundespräsidenten und den Mitgliedern
der Bundesregierung vergleichen. Der
Bundesgerichtshof hingegen ist mit sei-
nen weit über einhundert Richtern des
Straf- und Zivilrechts auch nur ein Ge-
richt des Bundes unter mehreren.

Der Bürger muss diese Richter ebenso
wenig im Fernsehen sehen, wie er die
„Geräusche“ hören muss, die sie von sich
geben. Solche Programme lenken von
der tieferen Bedeutung der Justitia nur
ab, die vor vielen Gerichtsgebäuden steht
und die schon immer die Maßstäbe ver-
körpert hat, um die es im Recht entschei-
dend geht. Es handelt sich dabei um
Maßstäbe, die mehr der gedanklichen Zu-
wendung bedürfen. Auch der manchen-
orts in das Gebäude eingemeißelte Satz,
dass die Würde des Menschen unantast-
bar ist, sollte eine wichtige, durchaus
auch mit Engagement erfüllte Rolle spie-
len. Leider fühlen sich gerade Medien da-
von oftmals nicht angesprochen. Als ob
niemand mehr lesen und verstehen, son-
dern auf Kosten anderer nur noch obszön

in Gesichter hineinzoomen will. Und wer
wirklich einmal die Atmosphäre eines
Gerichtssaals erleben und die Physiogno-
mie von Richtern studieren möchte, dem
steht es frei, öffentliche Hauptverhand-
lungen zu besuchen. Erst dort ist man der
Justiz räumlich wirklich nahe. Wer eine
Fernsehübertragung verfolgt, sieht eben
in die Ferne. Nähe wird dadurch nur
scheinbar hergestellt. Das gilt übrigens
sogar für ein Fußballspiel, obwohl man
am Bildschirm besser verfolgen kann als
im Stadion, ob der Ball nun im Netz zap-
pelt oder nicht. Aber kann man auch den
Sinngehalt eines Urteils durch flüchtige
Wahrnehmung erfassen? Sind aufdringli-
che Fernsehbilder das, was zum Nachden-
ken anregt? Welche Ansprüche darf die
Öffentlichkeit nach den Vorstellungen
des Ministers noch an sich selbst und an
andere stellen?

Natürlich wollen alle wenigstens hin-
ein in das Fernsehen, vor allem die Straf-
verteidiger, leider wohl auch viele Rich-
ter. Von den Politikern ganz zu schwei-
gen. Das Fernsehen verleiht ihnen allen
den begehrten Heiligenschein. Angeklag-
te hingegen, für die zwar die Unschulds-
vermutung gilt, die aber trotzdem das
Böse zu personifizieren haben, scheinen
die auf sie gerichteten Kameras zumeist
nicht zu mögen. Sonst würden sie den
Kopf kaum in großen Kapuzen, hinter
Aktenordnern oder woanders verste-
cken. Kein Vernünftiger braucht solche
Bilder. Hier wird nicht nur der Einzelne
entwürdigt, sondern die Justiz als solche
diskreditiert. Insbesondere gerät sie
dann aus dem Gleichgewicht, wenn sich
die Richter in das Beratungszimmer zu-

rückziehen, während die Angeklagte den
Medien bereits zum Abschuss freigege-
ben ist. So ähnlich geschieht es seit Jahr
und Tag mit Beate Zschäpe im NSU-Pro-
zess in München zu Beginn eines jeden
neuen Verhandlungstages. Nur warum
nimmt kaum jemand Notiz davon? Das
unfaire Verhalten des Gerichts kann
auch nicht durch die Bundesanwälte kom-
pensiert werden, die in roten Roben be-
reitwillig vor den Kameras posieren und
so tun, als seien sie das Gericht. In Wahr-
heit tragen sie auf diese Weise nur zur
Desinformation durch Bilder bei.

Damit sind wir im Kern des Problems.
Denn es hat den Anschein, dass die Me-
dienöffentlichkeit in ihrer hochtechnisier-
ten Gestalt, die sie durch Fernsehen und

Internet gefunden hat, zu einer tödlichen
Bedrohung für die Justiz geworden ist.
Die Dritte Gewalt ließe sich von der Vier-
ten Gewalt für Zwecke einer Versorgung
des Publikums mit flacher Massenunter-
haltung ausbeuten. Dazu werden vor al-
lem Bilder gebraucht, immer neue Bilder,
wie sie aus spektakulären Gerichtsverfah-
ren generiert werden können. Die merk-
würdigen Vorgänge vor „eigentlichem“
Verhandlungsbeginn, also die erwähnten
Kapuzen, Aktenordner und Mützen, hat
man nun wahrlich schon oft genug gese-
hen. In Zukunft sollen Übertragungen
von Urteilsverkündungen aus den obers-
ten Gerichtshöfen des Bundes für eine ge-
wisse Abwechslung im Programm sor-
gen. Der Haken dabei ist nur, dass solche
Formate, entgegen allen anderen Beteue-
rungen, mit Transparenz, Aufklärung,
mit einer Verankerung der Justiz im Volk
nichts zu tun haben. Sie erklären wenig,
vermitteln kein Verständnis und schaffen
keine Basis für eine ernstzunehmende ge-
sellschaftliche Auseinandersetzung über
Fragen von Verbrechen und Strafe. Dafür
braucht man Zeit und Geduld. Und der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk hat innova-
tive Ideen nötig, wenn er seinem großzü-
gig subventionierten „Bildungsauftrag“
an dieser Stelle wenigstens ansatzweise
gerecht werden will.

Nach Lage der Dinge aber ist im Ge-
genteil zu befürchten, dass dem Publi-
kum der Sinn für Wahrheit und Gerech-
tigkeit immer mehr abtrainiert wird und
dass sich die Gerichte ihrerseits nicht zu
schade dafür sind, sich primitiv geworde-
nen Erwartungen der Öffentlichkeit an-
zupassen. Dass eine Urteilsverkündung

naturgemäß gesprochen wird, dürfte dar-
an kaum etwas ändern. Eine Dritte Ge-
walt, die sich in den Rahmen eines Fern-
sehgeräts pressen lässt, wird sich nicht
treu bleiben können. Dass ausgerechnet
das Bundesverfassungsgericht dieser
traurigen Entwicklung Vorschub leistet,
ist sehr bedauerlich. In einer etwas älte-
ren Grundsatzentscheidung betont es
nämlich, dass Bilder aus dem Gerichts-
saal, „gegebenenfalls auch die sie beglei-
tende Geräuschkulisse“, legitime Mittel
seien, das allgemeine Informationsinte-
resse zu befriedigen. Insbesondere zum
Schutz der Strafjustiz sollte diese Recht-
sprechung bei nächster Gelegenheit revi-
diert und die Grenze zwischen Dritter
und Vierter Gewalt neu gezogen werden.
Nur so wird man Teufelskreise durchbre-
chen und insgesamt das Niveau der Mei-
nungsbildung steigern können. Die Aus-
differenzierung der modernen Gesell-
schaft in unterschiedliche Sphären mag
auch ihre Schattenseiten haben. Ein Vor-
teil hingegen dürfte darin bestehen, dass
sie Korrumpierbarkeit prinzipiell er-
schwert und dadurch der Ineffizienz ei-
nes Teilsystems vorbeugt.

Aber auch im umgekehrten Sinne gibt
es Gefahren: Inadäquate Versuche aus
der Politik, die Berichterstattung der Me-
dien zu steuern, sind hinlänglich be-
kannt. „Die Justiz“ könnte jedoch ebenso
auf die Idee kommen, Grenzüberschrei-
tungen zu initiieren. Sie könnte versu-
chen, „die Vierte Gewalt“ dazu zu benut-
zen, von wirklich wunden Punkten inner-
halb des Verantwortungsbereichs der Ju-
dikativen abzulenken und den Blick auf
die wichtigen Themen zu versperren.
Auf diese Weise würde die Eigenständig-
keit und Vertrauenswürdigkeit des Jour-
nalismus in Frage gestellt. Eine abstrakte
Gefahr, dass das kritische Potential der
Medien geschwächt werden könnte,
wenn diese es zulassen, dass sich die ge-
botene Distanz zwischen ihnen und der
Staatsgewalt erheblich verringert, ist
nach meiner Meinung nicht von der
Hand zu weisen. Sie ist eben nicht nur
dann nicht von der Hand zu weisen,
wenn es etwa um intervenierende Regie-
rungsmitglieder geht, sondern eben auch
dann, wenn hohe Richter intensiv in die
andere Sphäre hineinwirken. Diese wer-
den nur solche Themen in der Öffentlich-
keit ausbreiten, mit denen sie in späteren
Verfahren keine Befangenheitsrügen ris-
kieren. Von daher besteht die Gefahr,
dass die Autorität eines Amtes dazu be-
nutzt wird, in der Sache nicht in die Tiefe
gehen zu müssen.

In diesem Kontext mag einem der Vor-
sitzende Richter am Bundesgerichtshof
Thomas Fischer einfallen, der durch sei-
ne Online-Kolumne, seinem eigenen
Buchtitel nach, zu „Deutschlands bekann-
testem Strafrichter“ avanciert ist. Nach
dem Willen des Bundesministers werden
wir Fischer also bald nicht nur wie bisher
als Kolumnisten erleben. Darüber hinaus
können wir uns ein paar Klicks weiter
von den Urteilsverkündungen des 2.
Strafsenats gefangennehmen lassen.
Aber: Was würde das eine mit dem ande-
ren machen? Und was würde das alles für
das Publikum bedeuten? Ich behaupte
hier nicht (und will das auch gar nicht be-
urteilen), dass Fischer die Gratwande-
rung zwischen den Gewalten misslungen
ist. Wenn jedoch ein für die Demokratie
so zentrales Institut wie das der Gerichts-
öffentlichkeit ernstlich reformiert wer-
den soll, dann müssen alle verfügbaren
Fakten und vorhersehbaren Konsequen-
zen in die Überlegungen einbezogen wer-
den. Zum einschlägigen Erfahrungs-
schatz gehört selbstverständlich auch die
aus dem Ruder gelaufene Medienöffent-
lichkeit des oben erwähnten NSU-Prozes-
ses, obwohl derzeit nicht geplant ist, die
irgendwann anstehende Urteilsverkün-
dung der Münchener OLG-Richter vom
Fernsehen übertragen zu lassen. Nur
scheint mir sicher zu sein, dass über Öf-
fentlichkeit nicht in bloßen Fragmenten
diskutiert werden darf. Vielmehr muss so-
fort alles auf den Tisch.

Zusammenfassend ist zu beklagen,
dass das vom Bundesjustizminister ge-
meinsam mit den Justizministern der
Länder ins Auge gefasste Stückwerk auf
eine Geisterfahrt hinausläuft: Die „Re-
form“ geht genau in die falsche Richtung.
Es gibt schon heute viel zu viel Fernse-
hen in den Gerichtssälen und nicht etwa
zu wenig. Unsere Blindheit gegenüber
Wahrheit, Gerechtigkeit und Versöh-
nung wird immer größer, je mehr Raum
die Bilder und die durch sie entfachten
Emotionen einnehmen. Das ist zutiefst
erschreckend und sollte gerade auch in
Ministerien zu denken geben.
Professor Dr. Dr. h. c. Heiner Alwart ist Professor für
Strafrecht und Strafprozessrecht an der Universität
Jena.
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Staaten sind völkerrechtlich verpflichtet,
Ruf und Ehre ausländischer Staatsober-
häupter nicht zu verletzen. Dies bedeutet
aber nicht, dass sie ehrverletzendes oder
rufschädigendes Verhalten von Privatper-
sonen in jedem Fall unterbinden oder die-
ses bestrafen müssen. Auch besteht keine
Pflicht, ausländische Staatsoberhäupter
durch besondere Straftatbestände stärker
zu schützen als die Allgemeinheit, wie dies
in Paragraphen 102 f. StGB geschehen ist.
Völkerrechtlich besteht für die Bundesre-
gierung deshalb keinerlei Verpflichtung,
im Falle einer Beleidigung des türkischen
Staatspräsidenten durch den Satiriker Jan
Böhmermann, eine hierzu erforderliche
Ermächtigung zur Strafverfolgung zu ertei-
len. Das englische Berufungsgericht bestä-

tigte jüngst im Hinblick auf den Ehrschutz
des Sultans von Brunei, dass ausländische
Staatsoberhäupter bei ehr- oder rufschädi-
genden Angriffen auf die allgemein gülti-
gen Rechtsvorschriften, insbesondere die
Beleidigungsdelikte, verwiesen sind. Es
steht dem türkischen Staatspräsidenten da-
mit frei, im Rahmen des bestehenden
Rechts sowohl zivil- als auch strafrechtlich
gegen Böhmermann vorzugehen.

Was aber geschieht, wenn die Staats-
anwaltschaft trotz Strafantrags keine An-
klage erhebt oder die Gerichte Böhmer-
mann freisprechen? In diesem Fall könnte
die Türkei Deutschland auf internationa-
ler Ebene wegen unterbliebener Strafver-
folgung völkerrechtlich zur Verantwortung
ziehen. Eine Klage vor einem Schiedsge-

richt oder dem Internationalen Gerichts-
hof in Den Haag auf der Grundlage des
Übereinkommens über die Verhütung, Ver-
folgung und Bestrafung von Straftaten ge-
gen völkerrechtlich geschützte Personen
scheidet zwar aus, da unter einem „Angriff
auf die Person“ des Staatsoberhauptes hier
nur gewaltsame Angriffe zu verstehen
sind.

Möglich wäre jedoch eine Staatenbe-
schwerde der Türkei gegen Deutschland
vor dem Europäischen Menschenrechtsge-
richtshof, in deren Rahmen die Türkei eine
Verletzung der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) durch Nichtver-
folgung der ehrverletzenden Äußerungen
gegen ihren Staatspräsidenten geltend ma-
chen könnte. Das Recht auf Achtung des

Privatlebens in Artikel 8 EMRK umfasst
auch das „Recht auf Schutz der persönli-
chen Ehre und des guten Rufes“. Insbeson-
dere Aussagen zur sexuellen Veranlagung
einer Person können einen Angriff auf de-
ren Ehre und guten Ruf darstellen. Artikel
8 begründet nicht nur ein Abwehrrecht ge-
gen den Staat, sondern auch eine Pflicht
des Staates zum Schutz des Rechts auf Ach-
tung des Privatlebens gegen eine Verlet-
zung durch Privatpersonen, einschließlich
der Medien. Bei einer Beschwerde wegen
unterbliebener Strafverfolgung prüft der
Gerichtshof, ob der Staat seiner Schutz-
pflicht nachgekommen ist, das heißt, ob sei-
ne Strafverfolgungsbehörden und Gerichte
das Recht auf Achtung des Privatlebens
und das Recht auf freie Meinungsäußerung

nach Artikel 10 EMRK ordnungsgemäß ge-
geneinander abgewogen haben. Gehen die
Aussagen über das von der Meinungsfrei-
heit gedeckte Maß hinaus, liegt ein Völker-
rechtsverstoß vor.

In seinem Urteil vom 22. März im Fall
Sousa Goucha gegen Portugal hat der Ge-
richtshof entschieden, dass jeder Eingriff
in das Recht eines Künstlers, sich in satiri-
scher Form auszudrücken, mit besonderer
Sorgfalt geprüft werden muss. Satire sei
eine Form des künstlerischen Ausdrucks
und sozialer Kommentar, der durch seine
Eigenschaften der Übertreibung und Reali-
tätsverzerrung naturgemäß darauf abziele,
zu provozieren und zu erregen. Dennoch
rechtfertige auch Satire nicht jeden Ein-
griff in das Privatleben und erlaube den

Medien nicht, die professionellen und ethi-
schen Grundsätze zu verletzen, die ihr
Handeln leiten müssten. Bei der Beurtei-
lung einer satirischen Ehrverletzung
kommt es vor allem auf Art und Umstand
der Äußerung an. Der Gerichtshof stellt
hier darauf ab, ob eine „vernünftige Per-
son“ diese als beleidigend ansehen konnte.
Im Hinblick auf die Einschätzung der Bun-
deskanzlerin, dass die Äußerungen Böh-
mermanns „bewusst verletzend“ gewesen
seien, lässt sich hier in Zukunft noch treff-
lich streiten – nicht nur vor deutschen Ge-
richten.
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Die Justiz muss sich öffnen

Der Fall Böhmermann – muss am Ende Deutschland haften?

Die Justiz ist kein Zirkus
Soziale Medien gehören
heute zur
Gerichtsöffentlichkeit.
Die Zugänglichkeit
muss gestärkt werden –
sonst verschwindet die
Justiz.

Von Burkhard Hess

Es gibt schon zu viel
Fernsehen in den
Gerichtssälen. Unsere
Blindheit für
Gerechtigkeit wird grö-
ßer, je mehr Raum die
Bilder einnehmen.

Von Heiner Alwart


